
SITZUNGSBERICHT — RECHTSSACHE 315/85 

S I T Z U N G S B E R I C H T 

in der Rechtssache 315/85 * 

I — Rechtlicher Rahmen und Sachverhalt 

Artikel 11 Absatz 2 des Anhangs VIII des 
Beamtenstatuts läutet: 

„Ein Beamter, der nach Ausscheiden aus 
dem Dienst bei einer Verwaltung, einer in­
nerstaatlichen oder internationalen Einrich­
tung oder einem Unternehmen in den 
Dienst der Gemeinschaften tritt, kann bei 
seiner Ernennung zum Beamten auf Lebens­
zeit folgende Beträge an die Gemeinschaf­
ten zahlen lassen: 

— den versicherungsmathematischen Ge­
genwert seines bei seiner Verwaltung, 
seiner innerstaatlichen oder internationa­
len Einrichtung oder seinem Unterneh­
men erworbenen Ruhegehaltsanspruchs 
oder 

— den pauschalen Rückkaufwert, den ihm 
die Pensionskasse dieser Verwaltung, 
dieser Einrichtung oder dieses Unter­
nehmens zum Zeitpunkt seines Ausschei­
dens schuldet. 

In diesem Fall bestimmt das Organ, bei dem 
der Beamte im Dienst steht, unter Berück­
sichtigung der Besoldungsgruppe, in der er 
als Beamter auf Lebenszeit ernannt worden 
ist, die Anzahl der ruhegehaltsfähigen 
Dienstjahre, die es ihm nach seiner eigenen 
Regelung für die frühere Dienstzeit unter 
Zugrundelegung des versicherungsmathema­
tischen Gegenwerts oder des pauschalen 
Rückkaufswerts anrechnet." 

Für Personen, die an ein beitragsgebundenes 
Versorgungssystem angeschlossen waren, 
bestimmt Artikel 18 des luxemburgischen 

Gesetzes vom 16. Dezember 1963 in der 
Fassung von Artikel 7 des Gesetzes vom 14. 
März 1979: 

„Wechselt jemand von einem beitragsge­
bundenen luxemburgischen Versorgungssy­
stem zu dem Versorgungssystem einer inter­
nationalen Organisation über, das den 
Rückkauf der Ruhegehaltsansprüche vor­
sieht, die der Betroffene während der seiner 
Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit 
vorausgegangenen Beschäftigungszeiten er­
worben hat, so werden auf seinen Antrag 
die an das luxemburgische Versorgungssy­
stem entrichteten Beiträge zuzüglich Zinses­
zinsen zu einem Jahreszinssatz von 4 % ab 
31. Dezember jedes Versicherungsjahres auf 
das Versorgungssystem der internationalen 
Organisation übertragen." 

Das Gesetz vom 14. März 1979 ist gemäß 
seinem Artikel 8 am ersten Tag des Monats 
in Kraft getreten, der auf seine Veröffentli­
chung im Mémorial folgte, mit Ausnahme 
der Punkte 1 und 2 des Artikels 1, die ihre 
Wirkungen vom 1. August 1974 an entfalte­
ten. 

Was die luxemburgischen Staatsbeamten be­
trifft, die in den Dienst der Gemeinschaften 
treten, so heißt es in Artikel 8 Absatz 2 des 
luxemburgischen Gesetzes vom 27. August 
1977, daß 

„Absatz 1 nicht der Anwendung von Be­
stimmungen der Versorgungsregelung einer 
internationalen Einrichtung entgegensteht, 
die im Großherzogtum Luxemburg entwe­
der unmittelbar anwendbar oder aufgrund 
eines Abkommens zwischen dem Großher­
zogtum Luxemburg und der betreffenden 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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Einrichtung anwendbar geworden sind und 
es dem Beamten, der in den Dienst dieser 
Einrichtung tritt, gestatten, 

— entweder den versicherungsmathemati­
schen Gegenwert der bei seiner inner­
staatlichen Verwaltung erworbenen Ru­
hegehaltsansprüche, oder 

—· den ihm im Zeitpunkt seines Ausschei­
dens geschuldeten pauschalen Rück­
kaufswert 

auf die genannte Einrichtung zu übertra­
gen. 

Der betroffene Beamte hat die Wahl zwi­
schen der Anwendung der Bestimmungen 
von Absatz 1 (Wiedereintritt in den luxem­
burgischen Staatsdienst unter Entrichtung 
einer Rückkaufsumme zum Zwecke des 
Wiederaufbaus seiner Ruhegehaltsansprü­
che), der im Großherzogtum Luxemburg 
anwendbaren Bestimmungen der Versor­
gungsregelung der internationalen Einrich­
tung, in deren Dienst er getreten ist, sowie 
schließlich des vorgenannten Abkommens." 

Die Kommission war der Auffassung, daß 
Artikel 11 Absatz 2 des Anhangs VIII den 
Beamten der Gemeinschaften, die zuvor auf 
dem privaten Sektor tätig und an ein bei­
tragsgebundenes Versorgungssystem ange­
schlossen waren, das Recht einräume, sich 
in diesem Fall für die Übertragung des ver­
sicherungsmathematischen Gegenwerts ihrer 
Ruhegehaltsansprüche zu entscheiden, daß 
jedoch die luxemburgischen Gesetze eine 
solche Möglichkeit nicht vorsähen. Sie for­
derte daher mit Schreiben vom 31. Juli 1984 
die Regierung des Großherzogtums Lu­
xemburg gemäß Artikel 169 Absatz 1 EWG-
Vertrag auf, sich zu der von ihr festgestell­
ten Vertragsverletzung zu äußern. 

Mit Schreiben vom 25. Juli 1984 äußerte 
sich die luxemburgische Regierung dahin, 
sie könne die Auffassung der Kommission 

nicht teilen; das Gesetz vom 14. März 1979 
genüge den sich aus Artikel 11 Absatz 2 des 
Anhangs VIII des Statuts ergebenden Ver­
pflichtungen. 

Am 30. April 1985 richtete die Kommission 
an die luxemburgische Regierung gemäß 
Artikel 169 Absatz 1 EWG-Vertrag eine mit 
Gründen versehene Stellungnahme, in der 
sie ihr vorwarf, gegen ihre Verpflichtungen 
aus dem Beamtenstatut verstoßen zu haben. 
Da sich die luxemburgische Regierung zu 
dieser Stellungnahme nicht äußerte, hat die 
Kommission mit Klageschrift vom 15. Okto­
ber 1985 Klage vor dem Gerichtshof erho­
ben. 

II — Schriftliches Verfahren und Anträge 
der Parteien 

Die Klage der Kommission vom 15. Okto­
ber 1985 ist am 22. Oktober 1985 bei der 
Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen. 

Durch Beschluß vom 29. April 1986 sind die 
Regierungen des Vereinigten Königreichs 
und der Französischen Republik als Streit­
helfer zur Unterstützung der Anträge des 
Beklagten zugelassen worden. 

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Bericht­
erstatters nach Anhörung des Generalan­
walts beschlossen, die mündliche Verhand­
lung ohne vorherige Beweisaufnahme zu er­
öffnen. Er hat jedoch die Kommission und 
das Großherzogtum Luxemburg aufgefor­
dert, eine Reihe von Fragen schriftlich zu 
beantworten. Die Parteien haben diese Fra­
gen innerhalb der ihnen gesetzten Frist be­
antwortet. 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, daß das Großherzogtum 
Luxemburg dadurch gegen eine seiner 
Verpflichtungen aus den Verträgen zur 
Gründung der Europäischen Gemein-
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schaften verstoßen hat, daß es den Be­
amten der Gemeinschaften das Recht 
verweigert, sich in allen Fällen für die 
Übertragung des versicherungsmathema­
tischen Gegenwerts ihrer Ruhegehalts­
ansprüche zu entscheiden, wie dies in 
Artikel 11 Absatz 2 des Anhangs VIII 
der Verordnung Nr. 259/68 des Rates 
zur Festlegung des Beamtenstatuts vor­
gesehen ist; 

— dem Großherzogtum Luxemburg die 
Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Die Regierung des Großherzogtums Lu­
xemburg beantragt, 

— dem Beklagten zu bestätigen, daß sie die 
Entscheidung über die Zulässigkeit der 
Klageschrift vom 15. Oktober 1985 in 
das Ermessen des Gerichtshofes stellt; 

— für Recht zu erkennen, daß das Groß­
herzogtum Luxemburg nicht dadurch 
gegen seine Verpflichtungen aus dem 
EWG-Vertrag verstoßen hat, daß es den 
Beamten das Recht verweigert hat, sich 
in allen Fällen für die Übertragung des 
versicherungsmathematischen Gegen­
werts ihrer Ruhegehaltsansprüche zu 
entscheiden, wie dies in Artikel 11 Ab­
satz 2 des Anhangs VIII des Beamten­
statuts vorgesehen ist; 

— der Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften die Kosten des Verfahrens 
aufzuerlegen. 

III — Vorbringen der Parteien 

1. Die Kommission erläutert die grundle­
genden Unterschiede zwischen der Übertra­
gung des versicherungsmathematischen Ge­
genwerts, die nach dem Rechtssystem des 
Statuts die Regel sei, und derjenigen des 
pauschalen Rückkaufwertes, die lediglich ei­
nen Sonderfall darstelle, der als eine Art Si­

cherheitsnetz fungiere, sowie zwischen den 
Ergebnissen der einen und der anderen Be­
rechnungsmethode. Die Zugrundelegung 
des versicherungsmathematischen Gegen­
werts sei nämlich das einzige Verfahren der 
Übertragung von Ruhegehaltsansprüchen, 
das dem Beamten die Übertragung seiner 
wohlerworbenen Rechte gewährleiste. Da­
gegen betreffe der Rückkauf der geleisteten 
Beiträge nur diejenigen Personen, die aus 
einem System der Altersversorgung aus­
schieden, ohne Ruhegehaltsansprüche er­
worben zu haben. Die Erstattung der gelei­
steten Beiträge entspreche nämlich bei wei­
tem nicht immer den erworbenen Ruhege­
haltsansprüchen. Bei einer Regelung bei­
spielsweise, die das Ansteigen der Einkünfte 
nach Maßgabe des Dienstalters berücksich­
tige und die Versorgungsleistungen auf der 
Grundlage der zuletzt gezahlten Bezüge be­
rechne, bestehe zwangsläufig eine Differenz 
zwischen den Ruhegehaltsansprüchen und 
den am Beginn der Laufbahn entrichteten 
Beiträgen. Was die luxemburgische Pen­
sionskasse für Privatangestellte (Caisse lu­
xembourgeoise de pension des employés pri­
vés) betreffe, so deckten die Beiträge nicht 
denjenigen Teil der erworbenen Ansprüche 
ab, die auf andere Weise als durch Beiträge 
finanziert würden, wie etwa durch staatliche 
Zuschüsse. Im Großherzogtum Luxemburg 
oblägen dem Staat und der Allgemeinheit 
die Finanzierung der Grundrente, die An­
passung an das allgemeine Lohnniveau, die 
besonderen „Anhebungen" und die Zu­
schläge „Mindestrente" (vorliegend ohne 
Bedeutung). Gemäß dem Gesetz vom 23. 
Mai 1984 werde ein Drittel der Beiträge 
durch den Staat finanziert. 

Nach Ansicht der Kommission erfaßt der 
Begriff „Rückkauf der Ruhegehaltsansprü­
che" herkömmlicherweise die Fälle von Ar­
beitnehmern, die sich die Möglichkeit zu­
nutze machen wollten, ihre Laufbahn in der 
neuen Organisation, der sie nunmehr ange­
hörten, dadurch wiederaufzubauen, daß sie 
einen von dieser Organisation — im allge-
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meinen in der Form einer pauschalierten 
Beitragsnachforderung — berechneten 
„pauschalen Rückkaufswert" entrichteten. 
Eine solche Regelung enthalte das luxem­
burgische Gesetz vom 27. August 1977, das 
die Rückkehr internationaler Beamten in 
den luxemburgischen Staatsdienst regele. 
Dieses Gesetz sehe einen „pauschalierten 
Rückkauf" ebenfalls zu dem Zweck vor, 
den Beamten, die dies wünschten, die Fort­
setzung ihrer Versicherung zu ermöglichen. 
In derartigen Fällen komme die Allgemein­
heit für die ungenügende Höhe der geleiste­
ten Beiträge auf. Dagegen würden bei der 
gemeinschaftsrechtlichen Regelung, die auf 
dem Grundsatz des versicherungsmathema­
tischen Gleichgewichts beruhe, die Leistun­
gen lediglich nach Maßgabe der tatsächli­
chen Übertragungen gewährt. Soweit eine 
innerstaatliche Rechtsordnung einen Aus­
gleich für die Ansprüche eines Versicherten 
vorsehe, der aus einem Versorgungssystem 
ausscheide, wäre es diskriminierend, den 
europäischen Beamten diese Option aus 
dem einzigen Grunde vorzuenthalten, daß 
sie eben europäische Beamte seien. 

Die Kommission beruft sich ferner auf den 
Grundsatz der Gleichheit der finanziellen 
Belastung für alle Mitgliedstaaten, aus dem 
sich ergebe, daß alle Staaten unter allen 
Umständen die Möglichkeit der Übertra­
gung des versicherungsmathematischen Ge­
genwerts vorsehen müßten. Wenn nämlich 
eine solche Übertragung nicht möglich sei, 
habe der Beamte zu Lasten des Gemein­
schaftshaushalts einen Anspruch auf den 
vollständigen Wiederaufbau seiner Lauf­
bahn. 

Zur Unterstützung ihres Vorbringens beruft 
sich die Kommission auf die Rechtspre­
chung des Gerichtshofes sowie auf die Hal­
tung, die sie in den von ihr Anfang 1983 
eingeleiteten Verhandlungen mit den Mit­
gliedstaaten eingenommen hat; sie behaup­
tet allerdings nicht, daß der Gerichtshof die 
streitige Frage bereits entschieden habe. 

Nach Ansicht der Kommission diskriminiert 
das luxemburgische Rechtssystem innerhalb 
der luxemburgischen Versicherten, die ei­
nem beitragsgebundenen Versorgungssystem 
angeschlossen gewesen seien, diejenigen, die 
in den Dienst der Gemeinschaften träten, 
gegenüber denjenigen, die in den luxembur­
gischen öffentlichen Dienst überwechselten, 
da die für diesen Dienst geltenden Vor­
schriften nicht nur die Aufrechterhaltung 
der erworbenen Ansprüche gestatteten, son­
dern überdies den Wiederaufbau der Lauf­
bahn innerhalb des neuen Tätigkeitsgebietes 
gewährleisteten. Die Kommission bestreitet 
somit, daß das luxemburgische Recht den 
internationalen Beamten einen bedeutenden 
Vorteil im Vergleich zu den gewöhnlichen 
Versicherten einräume. 

Die Kommission ist überdies der Auffas­
sung, daß der Begriff des versicherungsma­
thematischen Gegenwerts auf alle Finanzie­
rungsregelungen anwendbar sei, insbeson­
dere auf diejenigen einer Organisation, für 
die ein hauptsächlich vom Staat finanziertes 
öffentlich-rechtliches Versorgungssystem 
gelte. 

Was den Umstand anbelangt, daß sie eine 
Klage wegen Vertragsverletzung erhoben 
hat, obwohl die streitige Frage bereits im 
Rahmen eines Vorabentscheidungsverfah-
rens (Rechtssache 64/85, Watgen, Urteil 
vom 4. Mai 1988, noch nicht veröffentlicht) 
beim Gerichtshof anhängig war, so macht 
die Kommission geltend, daß jene Klage ein 
eigenes Ziel verfolge und deshalb vorliegend 
zulässig sei. 

Die Regierung des Großherzogtums Lu­
xemburg äußert zunächst Zweifel an der 
Zweckmäßigkeit der Klage wegen Vertrags­
verletzung, da die umstrittene Frage bereits 
Gegenstand eines beim Gerichtshof anhän­
gigen Rechtsstreits sei. Sie betont zwar, daß 
sie es nicht versäumen werde, sich der vom 
Gerichtshof in diesem Rechtsstreit getroffe­
nen Entscheidung zu fügen, stellt jedoch die 
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Entscheidung über die Zulässigkeit der vor­
liegenden Klage in das Ermessen des Ge­
richtshofes. 

Im Rahmen der Begründetheit macht die 
Regierung im wesentlichen geltend, gemäß 
Artikel 11 Absatz 2 des Anhangs VIII des 
Statuts sowie nach der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes beschränke sich die den Be­
amten belassene Wahlfreiheit auf die Mög­
lichkeit der Übertragung der Ruhegehalts­
ansprüche, erstrecke sich dagegen nicht auf 
die Art und Weise der Berechnung dieser 
Ansprüche; hierüber habe allein der staatli­
che Gesetzgeber zu entscheiden. 

Was im besonderen die luxemburgische Ge­
setzgebung betreffe, so hebt die Regierung 
hervor, daß Artikel 7 des Gesetzes vom 14. 
März 1979 denjenigen Personen, die aus 
der luxemburgischen Rentenversicherung 
ausschieden, um eine internationale Tätig­
keit zu übernehmen, die Wahl zwischen der 
Aufrechterhaltung ihrer Ansprüche und der 
Übertragung der entrichteten Beiträge auf 
die internationale Einrichtung überlasse. 
Diese Übertragung erfasse die Gesamtheit 
der Beiträge, also wohl den vom Versicher­
ten als auch den vom Arbeitgeber entrichte­
ten Anteil. Außerdem habe die zur Zahlung 
verpflichtete Stelle auf den in dieser Weise 
übertragenen Beitrag Zinseszinsen zu einem 
Zinssatz von 4 % zu entrichten. Diese Re­
gelung enthalte einen wesentlichen Vorteil 
für die internationalen Beamten im Ver­
gleich zu den gewöhnlichen Versicherten, 
denen lediglich — nach Ablauf einer Warte­
zeit von 30 Monaten und im Wege des 
Rückkaufs — ein Anspruch auf die Hälfte 
der entrichteten Beiträge zustehe, und zwar 
ohne Verzinsung. Dagegen kenne das lu­
xemburgische Recht nicht den Begriff des 
versicherungsmathematischen Gegenwertes 
und sehe deswegen auch nicht die Möglich­
keit für die Betroffenen vor, für die Zahlung 
dieses Wertes zu optieren. 

Die luxemburgische Regierung führt wei­
terhin aus, das Gesetz vom 23. Mai 1984 
habe die für die beitragsgebundenen Versor­
gungssysteme geltende Finanzierungsrege­
lung dahin gehend geändert, daß der 
Grundsatz der Umlagedeckung eingeführt 
und derjenige der Kapitaldeckung abge­
schafft worden sei. Nach jenem Grundsatz 
würden die Renten der gegenwärtigen Ver­
sicherten mit den Beiträgen der künftigen 
Versicherten bezahlt. Mit einer solchen Re­
gelung sei es unvereinbar, daß sofort reali­
sierbare Ansprüche bereits jetzt die finanzi­
elle Lage der betroffenen Pensionskasse be­
lasteten. 

Schließlich kommt die luxemburgische Re­
gierung aufgrund einer Untersuchung der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes zu dem 
Ergebnis, daß dieser die streitige Frage noch 
nicht entschieden habe. Sie bestreitet ferner 
jegliche Diskriminierung der europäischen 
Beamten im Verhältnis zu den Versicherten, 
die in den Dienst eines öffentlich-rechtli­
chen luxemburgischen Arbeitgebers treten, 
indem sie darauf hinweist, daß gemäß Arti­
kel 18 des Gesetzes vom 16. Dezember 1963 
in beiden Fällen eine Übertragung von Bei­
trägen stattfinde, so daß alle. Versicherten, 
die aus dem beitragsgebundenen System 
ausschieden, gleichmäßig behandelt würden. 
Soweit eine Diskriminierung zu Lasten der 
Gemeinschaftsbeamten gehen sollte, wäre 
sie einzig und allein von der aufnehmenden 
Organisation zu vertreten. 

Endlich bemerkt die luxemburgische Regie­
rung, daß seit der durch Gesetz vom 23. 
Mai 1984 bewirkten Änderung der Finan­
zierung der Rentenversicherung die Allge­
meinheit sich nicht mehr bei den Leistun­
gen, sondern nur noch bei den Beiträgen 
einschalte. Die Kommission sei somit von 
falschen Voraussetzungen ausgegangen und 
zu irrigen Ergebnissen gelangt. 

Die Regierung der Französischen Republik, 
die dem Rechtsstreit als Streithelferin zur 
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Unterstützung der Anträge der luxemburgi­
schen Regierung beigetreten ist, hält die 
Auffassung der Kommission, wonach die 
Übertragung des versicherungsmathemati­
schen Gegenwerts stets möglich sei, eben­
falls für unzutreffend und mit der Verschie­
denartigkeit der einzelnen innerstaatlichen 
Versorgungssysteme unvereinbar. Vor allem 
hätten die Begriffe des versicherungsmathe­
matischen Gegenwerts oder der erworbenen 
Ansprüche auf einen bestimmten Leistungs­
betrag in einem auf Umlagedeckung beru­
henden System wie dem französischen kaum 
einen Sinn. In einem solchen System hätten 
die Beteiligten nämlich lediglich einen An­
spruch auf die Verteilung der im Zeitpunkt 
ihres Eintritts in den Ruhestand — nach 
Maßgabe der von den seinerzeit berufstäti­
gen Personen aufgebrachten Beitragssumme 
— vorhandenen Finanzmasse. Die von ih­
nen tatsächlich geleisteten Beiträge dienten 
also lediglich dazu, den jedem von ihnen 
zustehenden Anteil an dem kollektiven Zu­
griffsanspruch auf diese Masse zu berech­
nen. In Ermangelung eines versicherungs­
mathematischen Gegenwerts oder wohler­
worbener Ansprüche könne eine Übertra­
gung daher nur nach der Methode des pau­
schalen Rückkaufswerts erfolgen. 

Ebenso wie die luxemburgische Regierung 
ist die französische Regierung somit der An­
sicht, daß Artikel 11 Absatz 2 des Anhangs 
VIII des Statuts dahin ausgelegt werden 
müsse, daß er den Beteiligten die Möglich­
keit einräume, ihre Ruhegehaltsansprüche 
auf das Versorgungssystem der Gemein­
schaften zu übertragen, ohne ihnen jedoch 
das Recht zu gewähren, selbst zwischen den 
beiden in dieser Bestimmung vorgesehenen 
Berechnungsmethoden zu wählen. Es sei 
vielmehr Sache der innerstaatlichen Versor-
gungsordnungen, die Art und Weise der 
Übertragung zu bestimmen. 

Die Regierung des Vereinigten Königreichs 
teilt diese Auffassung. Sie bemerkt zunächst, 
daß Artikel 11 Absatz 2 lediglich für be­

triebliche Versorgungssysteme gelte. Er be­
treffe also nicht die allgemeinen Rechtssy­
steme der sozialen Sicherheit, auf deren 
Grundlage die Leistungen der Alters-, der 
Arbeitslosen- und der Krankenversicherung 
sowie die sozialen Beihilfen gewährt wür­
den. Der vorliegende Rechtsstreit berühre 
somit nicht das im Vereinigten Königreich 
geltende allgemeine Rechtssystem der sozia­
len Sicherheit. Die Regierung ersucht des­
halb den Gerichtshof, allzu allgemeine Aus­
führungen zu vermeiden, die den Eindruck 
erwecken könnten, als ob Artikel 11 Ab­
satz 2 in weitem Sinne auf die Gesamtheit 
der innerstaatlichen Versicherungssysteme 
ohne Rücksicht auf deren Rechtsnatur an­
wendbar sei, und seine Entscheidung in der 
vorliegenden Rechtssache auf die betriebli­
chen Versorgungssysteme zu beschränken. 
Gleichzeitig betont sie die Bedeutung, die 
solchen Systemen im Vereinigten König­
reich zukomme; es gebe hiervon verschie­
dene Arten mit unterschiedlichen Wesens-
merkmalen. Die Regierung beschreibt im 
einzelnen die wichtigsten im Vereinigten 
Königreich geltenden Systeme und führt 
hierzu aus, daß es bei denjenigen Systemen, 
die auf den zuletzt gezahlten Lohn abstellten, 
sicherlich möglich sei, den versicherungsma­
thematischen Gegenwert zu bestimmen, 
nicht dagegen, einen pauschalen Rückkaufs­
wert zu ermitteln, wie ihn der Gerichtshof 
in seiner bisherigen Rechtsprechnung defi­
niert habe. Dagegen gebe es bei den Syste­
men, die auf Beitragszahlungen beruhten, 
keinen versicherungsmathematischen Ge­
genwert, wohl aber könne hier ein pauscha­
ler Rückkaufswert errechnet werden. Somit 
sei es aus sachlichen Gründen ausgeschlos­
sen, die Übertragung des versicherungsma­
thematischen Gegenwerts zur allgemeinen 
Regel zu erheben. Würde dem Betroffenen 
das Recht eingeräumt, für den versiche­
rungsmathematischen Gegenwert zu optie­
ren, so liefe dies nach alledem darauf hin­
aus, ihm einen Vorteil zu gewähren, für den 
er keinerlei Zahlungen erbracht hätte und 
für den die anderen Mitglieder des Versor-
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gungssystems, aus dem er ausscheide, auf­
kommen müßten; dieser Vorteil könnte im 
übrigen nicht auf diejenigen Beamten be­
schränkt werden, die in den Dienst eines 
Gemeinschaftsorgans träten, sondern müßte 
sich auf alle anderen Beamten beschränken. 

Aufgrund einer Untersuchung des Wortlauts 
der streitigen Bestimmung sowie der frühe­
ren Rechtsprechung des Gerichtshofes 
macht die Regierung geltend, um der Fest­
stellung des Urteils des Gerichtshofes vom 
23. Januar 1986 in der Rechtssache 171/84 
(Soma/Kommission, Slg. 1986, 173) Rech­
nung zu tragen, wonach mit der streitigen 
Vorschrift „der Übergang von einem natio­
nalen Versicherungssystem zum Gemein­
schaftssystem ... gewährleistet werden soll", 
genüge es, daß dem Beamten wenigstens 
eine der beiden in Rede stehenden Übertra-
gungsmethoden zur Verfügung stehe, ohne 
daß er notwendigerweise einen Anspruch 
darauf haben müsse, selbst zwischen beiden 
Methoden zu wählen. Diese Betrachtungs­
weise entspreche vollkommen der Verschie­
denheit der in den einzelnen Mitgliedstaaten 
auf dem Gebiet der Altersversorgung gelten­
den Grundsätze, die ihrerseits auf den un­
terschiedlichen Techniken der Erhebung 
von Beiträgen zu den jeweiligen Versor­
gungskassen beruhten. Die Regierung legt 
also Wert auf die genaue Feststellung, daß 
der versicherungsmathematische Gegenwert 
in allen denjenigen Fällen übertragen wer­
den könne, in denen sich der Betrag der er­
worbenen Ruhegehaltsansprüche bestimmen 
lasse und in denen die Rente nach dem an­
wendbaren innerstaatlichen Recht zur späte­
ren Auszahlung bestimmt sei. Stehe die 
Rente dagegen in keinem Zusammenhang 
mit dem Lohn oder könne ihr Betrag aus ei­
nem anderen Grunde nicht berechnet wer­
den, so daß es nicht möglich sei, den versi­
cherungsmathematischen Gegenwert zu be­
rechnen, so bestehe kein auf dieser Grund­
lage übertragbarer wohlerworbener An­
spruch. 

Die Regierung ist weiterhin der Meinung, 
die Kommission beabsichtige in Wahrheit, 
die streitige Bestimmung abzuändern, was 
jedoch nicht Sache des Gerichtshofes, son­
dern des Rates sei, der zuvor die verschiede­
nen hierbei auftauchenden praktischen 
Schwierigkeiten in Betracht ziehen müsse. 
Jedenfalls würde das von der Kommission 
gewünschte „Optionsrecht", wenn es im ge­
samten Vereinigten Königreich durchge­
hend Anwendung fände, äußerst schwerwie­
gende Folgen haben. 

Schließlich führt die Regierung aus, in Er­
mangelung entsprechender Vorschriften des 
Beamtenstatuts könnte weder die Übertra­
gung des versicherungsmathematischen Ge­
genwerts noch diejenige des pauschalen 
Rückkaufswerts für sich allein die Übertra­
gung der „wohlerworbenen Rechte" des Be­
troffenen gewährleisten. Zu diesem Zweck 
wäre es nämlich erforderlich, ihm im Rah­
men der Gemeinschaftsrechtsordnung genau 
die Anzahl der ruhegehaltsfähigen Dienst­
jahre anzurechnen, die er in seiner früheren 
Dienstzeit zurückgelegt habe, und zwar 
ohne Rücksicht auf die konkrete Höhe des 
übertragenen Betrages. Aus dem letzten Ab­
satz der streitigen Bestimmung gehe jedoch 
hervor, daß die Gemeinschaft hierzu in kei­
ner Weise verpflichtet sei. Im übrigen betont 
die Regierung, daß der Gerichtshof keinem 
Gemeinschaftsbeamten ein solches Recht al­
lein wegen dessen Eigenschaft als europäi­
scher Beamter einräumen dürfe; dem stehe 
der Grundsatz der Gegenseitigkeit entge­
gen, der in der Entwicklung der Rechtspre­
chung des Gerichtshofes eine entscheidende 
Bedeutung erlangt habe. 
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